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Beschluss-Nr.: Bw-30-355/19

Beratungsfolge Version Sitzung Anw. Dafür Dag. Enth. Beschlossen

Beschlusstext:
Die Gemeindevertretung Borkwalde beauftragt den Amtsdirektor mit der Erarbeitung und
fristgemäßen Abgabe einer Stellungnahme zum Flächennutzungsplan der Stadt Beelitz. Als
Basis soll die Argumentation aus der Stellungnahme von 2017 zum B-Plan "Heilstätten"
verwendet werden (Bw-30-236/17). 

Unterschrift / Datum:

Vorsitzende der GV

Begründung

Die Entwicklung von Wohnsiedlungsflächen, auch in Nachbarkommunen, ist im Zuge der
Wohnungssituation in den Großstädten zu begrüßen und führt insgesamt zur Stärkung der
ländlichen Region. Die durch den Flächennutzungsplan (FNP) der Stadt Beelitz geplante
großflächige Ausweisung im Bereich Beelitz-Heilstätten kann jedoch nachteilige Wirkungen
auf die Entwicklungen der Gemeinden entlang der Achse des Siedlungssterns von Berlin
entfalten. Das Gebiet im Beelitz-Heilstätten ist aktuell nur geringfügig genutzt und soll durch
den vorbereitenden Bauleitplan über den bisherigen Bestand ausgedehnt werden.

Der Landesentwicklungsplan Berlin-Brandenburg (LEP B-B) sieht für Mittelzentren - zu
denen die Stadt Beelitz in Funktionsteilung mit der Stadt Werder (Havel) gehört - keine
Beschränkung der Siedlungsentwicklung vor. Es ist dennoch anzunehmen, dass dies nicht
auf Ortsteile ausgeweitet werden kann, da durch eine solche Entwicklung weitere im LEP B-
B benannte Ziele und Grundsätze (bspw. die Vermeidung von zusätzlichen
Verkehrsströmen, Vermeidung von umfangreichen Neuerschließungen freier Flächen)
übergangen werden. 


